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Theorie und Politik der Integration 11

Die Europäische Währungsunion (EWU)

Zusammenfassung: Toman Kap. 15.1 und 15.2 

Die EWU und der Vertrag von Maastricht

Der Vertrag über die EU wurde am 7.2.1992 im Maastricht unterzeichnet.

Kern des Vertrages ist die Schaffung einer Europäischen Währungsunion (EWU). Die Geldpolitik geht spätestens 1999 auf die Europäische Zentralbank (EZB) über.

Das Budgetrecht wird dagegen bei den nationalen Parlamenten bleiben (im unterschied zu den USA). 

Die Währungsunion soll in 3 Stufen vollzogen werden. Der Plan verlangt eine Selbstbindung der Mitgliedsstaaten, d.h. wer an der ersten Stufe beteiligt ist, verpflichtet sich damit auch an den weiteren Integrationsschritten teilzunehmen.

Die 3 Stufen zur EWU

1. Stufe: 

Beginnt am 1.7.1990. Die Mitgliedstaaten verstärken ihre Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und Währungspolitik. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zum Abbau von Hemmnissen und zur Stärkung der Kongruenz.

( Regulierungsmaßnahmen zur Vollendung des europäischen Binnenmarktes

( Die Budgetkonsolidierung zur Verringerung von Disparitäten

( Die vollständige Liberalisierung des Kapitalverkehrs bis 1993

2. Stufe:

Die Einrichtung einer EZB soll vorbereitet werden. Das Europäische Währungsinstitut (EWI) in Frankfurt wird gegründet. Aufgaben:

· geldpolitische Kooperation zu fördern (Entwicklung von neuen Instrumenten der Geldpolitik

· das Europäische System der Zentralbanken (ESZB) vorzubereiten

Die Mitgliedstaaten müssen bis zum Ende der 2. Stufe für die Unabhängigkeit ihrer Zentralbanken sorgen ((Autonomie der Geldpolitik)

3. Stufe

Die Einführung einheitlicher Geldpolitik durch die EZB, und der Übergang zu unwiderruflichen Wechselkurses soll bis Ende 1999 erreicht werden. Die Einheitliche Währung (EURO) kann später eingeführt werden (2002). 

Vorrang für den Geldwert

Die Voraussetzungen für die EZB zur Absicherung des Geldwertes sind verbindlich:

( EZB ist unabhängig

( sie darf Staaten keine Kredite einräumen

( sie ist vorrangig dem Ziel der Geldwertstabilität verpflichtet

( sie ist nicht gehalten allgemeine Wirtschaftspolitik zu unterstützen

( es gibt strenge Regeln bei der Berufung des Direktoriums

Aber es gibt auch Schwachstellen:

( Die Unabhängigkeit der nationalen Zentralbanken muss ebenso gewährleistet sein, wenn es eine unabhängige europäische Geldpolitik gegeben soll.

( Die Kompetenz für die Wechselkurspolitik gegenüber Drittländern liegt weiterhin bei Ministerrat

( Das Budgetrecht bleibt bei den nationalen Parlamenten.

( Unzureichende Glaubwürdigkeit, Institution muss sich erst bewähren!

Ist die Union ein optimaler Währungsraum?

In der ökonomischen Debatte gibt es einen Konsens, das die EG der 12 oder 15 kein optimaler Währungsraum ist.

Aber dies steht auf schwachen Posten:

1. Können asymmetrische Schocks und Rigidität am Arbeitsmarkt nur dann als Argument genommen werden, wenn angenommen wird, das die Gewerkschaften hinsichtlich der Importpreissteigerung  unter Geldillusion handeln. Anderseits geht auch von einer Anpassung des Wechselkurses keine reale Wirkung aus.

2. Wird das Ausmaß der Flexibilität von Preisen und Löhnen unterschätzt.

Bereits der Übergang zum Integrationsprozess hat die Flexibilität der Güterpreise erhöht. Auch gibt es eine größere Mobilität der Unternehmen (Standortentscheidung wird stärke in Hinsicht auf Höhe der Lohnkostenunterschiede entschieden. ( Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt

Die Konkurrenz der regionalen Arbeitsmärkte, die sich in einer Währungsunion einstellt, wird auch als Sozialdumping bezeichnet. (Es wird vermutet, das ein allgemeiner Unterbietungswettlauf einsetzt, der alle Komponenten der Arbeitskosten einschließlich der sozialen Sicherung betrifft ( zum Schaden der Arbeitnehmer im Ganzen).

Die Gewerkschaften fordern daher eine Vereinheitlichung der Lohn- und Sozialpolitik auf der europäischen Ebene.

Dumping: Bei unvollständiger Konkurrenz Preise unterhalb der Kosten zu setzen.

Dies kann den Markt destabilisieren und zu Marktbeherrschung führen (im internationalen Handel ist dies unlauterere Wettbewerb der zu Sanktionen führt ( nach GATT/WTO Regeln). 

Auf dem Arbeitsmarkt wird es dazu nicht kommen, da die Gewerkschaften nicht das Ziel der Marktexpansion und Marktbeherrschung verfolgen (wirklich?).

In der Währungsunion wird es aber erhebliche unterschiede  im Lohnniveau und der sozialen Sicherung geben. ( Dies spiegelt aber die Produktivitätsunterschiede und Entwicklungsstandards wieder. Diese Kostendifferenz durch konvergente Lohn- und Sozialpolitik einzuebnen, heißt aber die Peripherie ihres Wettbewerbsvorteils zu berauben.

Die Peripherie verfügt nicht über die Agglomerationsvorteile der Zentren, welches dort ein hohes Lohnniveau und hohe Sozialstandards finanzierbar macht.

Der Vorwurf des Sozialdumping entpuppt sich deshalb als vorgeschobenen Argument, den Wettbewerb auf den Arbeitmärkten zu verhindern.

Falls die Lohnverhandlungen in einer Währungsunion auf der supranationalen Ebene angesiedelt werden, wäre der Druck zur Flexibilisierung der Arbeitsmärkte wieder aufgehoben.

Ein europäisches Lohnkartell

Ein einfaches Modell zeigt, welche Wirkungen von einer einheitlichen Lohn- und Sozialpolitik zu erwarten sind.
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Beide Länder betreiben bereits Handel, es gibt aber einen geschützten Bereich.

Die Integration steigert die regionale Mobilität der Produktionsfaktoren.

a) vermehrte Direktinvestitionen aus D in SP  ( in den Sektoren in den Investiert wurde steigt die Produktivität (Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Handel).

b) Arbeitskräfte Wanderung zum Zentrum ( Abbau bei regionalen Unterschieden bei nicht-handelbaren Gütern.

Welche Wirkungen hat der Integrationsprozess auf das Realeinkommen in D und SP?

Um den Einfluss sichtbar zu machen, unterschieden wir in jeder Region zwei Wirtschaftssektoren für

1. handelbare Güter

2. nicht-handelbare Güter

In jedem Sektor wird die Lohnhöhe durch die Produktivität bestimmt (zzgl. eines Aufschlages der von der regionalen Mobilität abhängt).

Ist die Arbeit immobil, so kann im produktivitätsschwachen Sektor ein Aufschlag auf den Produktivitätslohn durchgesetzt werden.

( So das in Hochproduktivitätsregionen (z.B. D) eineinheitliches Lohnniveau entsteht. 

Dieser Schutz wird aber durch die zunehmende Mobilität der Arbeit abgebaut.

Im Gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt entspricht der Reallohn einer Region den Quotienten aus der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität und den Kapitalkostenaufschlag der Unternehmen.

W= W/P = (/K´

W = Lohnhöhe

( = Arbeitsproduktivität des Sektors

P = Preis

K´ = Kapitalkosten (konstant)

Da das Modell regionale unterschiede des Einkommens erklären soll, ist einfachhalber Geldillusion unterstellt. Die Arbeitsproduktivität wird exogen vorgegeben. Handelbare und nicht-handelbarer Güter werden  nicht als Substitute betrachtet.

Zur Vereinfachung: 

( Alle Sektoren normale Lohnquote (K = 1,5)

( In der Ausgangsituation ist die Produktivität für handelbare Güter im Zentrum doppelt so hoch (angenommen). Die Peripherie ist aber trotzdem Wettbewerbsfähig, da sie niedrige Lohnkosten hat. Arbeit sei nicht mobil, das Zentrum hat Lohnkartelle ( gleiche Preise für handelbare und nicht-handelbare Güter. Das Preisniveau im Zentrum ist höher.
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Der Integrationsprozess hat zwei unterschiedliche Wirkungen

a) Direktinvestitionen in der Peripherie für handelbarer Güter

( Angleichung der Produktivität und Löhn

( Niveau der Realeinkommen steigt in der Peripherie

b) Geschützter Sektor im Zentrum gerät unter Druck, durch die Wanderung von Arbeitskräften

( verliert sein Lohnvorteil

( Preisniveau im Zentrum sinkt, Realeinkommen steigt (im Durchschnitt)

( im Sektor für handelbare Güter steigt Reallohn

( im Sektor für nicht handelbare Güter sinkt der Reallohn im Zentrum, in der Peripherie bleibt er gleich

( im Zentrum wie in der Peripherie entsteht differenzierte Lohnstruktur

Integrationseffekte
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Eine einheitliche Lohnpolitik hätte folgende Wirkungen:

Sie nimmt der Wanderung von Arbeitskräften den Anreiz und verhindert damit die Reallohnsenkung im geschützten Sektor des Zentrum.

Eine Streuung der Einkommensverteilung bleibt aus.

( Das Realeinkommen im Zentrum steigt nicht. Der Realeinkommenszuwachs in der Peripherie fällt geringer aus. 

Im ungünstigsten Fall bleibt das Realeinkommen in der Peripherie unverändert.

Einheitliche Lohnpolitik
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Einheitliche Lohnpolitik kann status quo konservieren. Sie vermeidet eine Differenzierung der Lohnstruktur ( aber verzichtet auf Realeinkommenzuwachs  (auch an der Peripherie).






















